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187R . Dienstag , 10 . Januar. ^ §. 2.

Bekanntmachungen.
t ) Am Donnerstag , den 1 9 . Januar d . I ., Mittags

12 Uhr , soll auf dem Rathhause die Grasnutzung am Ufer
der neuen Huntestraße vom Mühlenstrom bis zum Oeljestrich und
an der Elisabethstraße öffentlich meistbietend verpachtet werden.

Oldenburg , aus dem Stadtmagistrate , 1871 Januar 4.
2 ) Die Rotte Nr . 30 ist in zwei Rotten getheilt . Die

Rotte 30 3 . befaßt den nördlichen Theil der Peterstraße von der
Grünen - und Blumenstraße bis zum Pferdemarktsplatz bezw . bis
zur Georgsstraße , ferner bis zur Brüder - und Ziegelhofsstraße,
die Ziegelhofsstraße bis zur Grenze zwischen der Stadt und dem
Stadtgebiet und die Dwostraße von der Ziegelhofsstraße bis zum
Eisenbahndamm daselbst.

Die Rotte 30 t >. befaßt die Dwostraße westlich vom Eisenbahn¬
damm , die Brüderstraßc , die Blumenstraße , die Fortsetzung des
Steinweges zwischen der Catharinen - und Blumenstraße und die
Fortsetzung der Auguststraße zwischen dem Haareneschweg und der
Dwostraße nebst den Häusern an der Nordseite des Steinweges.

Für die Rotte 30 3 . verbleibt der bisherige Rottmeister
Stabshornist a . D . Maaß.

Für die Rotte 30 b . ist der Hautboist a . D . D . Trull als
Rottmeister bestellt und verpflichtet.

Oldenburg , aus dem Stadtmagistrate , 1871 Januar 5.
3) Die Hundesteuer beträgt für das Jahr 1871 in der

Stadt Oldenburg für einen Hund 2 Thlr . und für jeden fer¬
neren Hund derselben Haushaltung jedesmal 2 Thlr . mehr . Die
Besitzer von Hunden werden aufgefordert , den Rottmeistern ihre
Hunde vor dem 1 . Februar d . I . anzumelden , zur Vermeidung
der im § 7 des Gesetzes vom 27 . April angedrohten Strafe , und
die Abgabe vor dem 1 . März d . I . an den Stadtcämmerer zu
entrichten.

Oldenburg , aus dem Stadtmagistrate , 1871 Januar 6.
4 ) An der hiesigen 1 Massigen Realschule ist auf Ostern d . I.

ein academisch gebildeter Lehrer mit einem jährlichen Gehalt von
600 — 800 Thlr . anzustellen , welcher befähigt ist , den Unterricht
im Englischen und Französischen , wo möglich auch in der Re-
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ligion , in den oberen Caffen einer Realschule zu ertheilen. Gesuche
find bis zum 1 . Februar an den Magistrat einzusenden.

Oldenburg, 1871 Janr . 6 . Der Magistrat.

Für die Diakonissensache gingen im Jahre 187S außer den
von Ihrer Königlichen Hoheit gnädigst geschenkten 500 Thlr.
ferner an Gaben ein:

von I . K. H . der Frau Großherzogin . . . . 25 „
durch Frl . Degen von Frl . A . S . 2 „
durch Std . W . von Frl . W. 1 „
von Herrn A . W . T. 1 „
durch Frau Geh . Oberkirchenräthin Nielsen von F.

v . F . in Stift Börstel . 10 , ,
deren Empfang mit dem innigsten Dank angezeigt wird.

Der Vorstayd.

Die Einführung des Bundes -Slrafgesetzbuchs.
(Schluß .)

Hierher gehören hauptsächlich die Bestimmungen des bis¬
herigen Strafgesetzbuchs über Feld - und Holzdiebstahl , welche für
uns den Mangel einer ausführlichen Feldpolizeiordnung ersetzen,
und dieselben sind , in Anpassung an die verwandten Vorschriften
des § 370 des Bundesstrafgesetzbuchs, im Art . 5 ausdrücklich
wieder in Kraft erhalten . Auf eine kleine Aenderung mag dabei
aufmerksam gemacht werden : Die Entwendung von Holzabfall
hatte früher ihren Platz unter d . , und das Stehlen solchen Ab¬
falls war daher als bloße Entwendung (nicht als Diebstahl ) auch
dann zu bestrafen, wenn dasselbe anderswo als in einem Holz-
bestande — z. B . auf einem Arbeitsplatz begangen war ; jetzt
ließ uns das Bundesstrafgesetzbuck» nur freie Hand bezüglich des
Holzdiebstahls im engeren Sinne, der voraussctzt , daß die That
da begangen ist , wo das Holz gewachsen ist , und dem entsprechend
hat der „ Holzabfall " jetzt seinen Platz unter a finden müssen.

Bei den Neuen Bestimmungen zur Strafprozeß¬
ordnung machte die Competenzbeordnung manche Schwierigkeiten.
Es kam darauf an , den materiellen Inhalt des bisherigen Rechts,
namentlich die neuerdings erweiterte Competenz der Polizeigerichte,
möglichst zu erhalten . Bei den Schwurgerichten mackte sich dies
leicht , indem diejenigen Verbrechen zur Zuständigkeit der Straf¬
gerichte verwiesen wurden, welche bisher bei uns als Vergehen
charakterisirt waren. (Das Strafmaß ist in diesen Fällen ab¬
gesehen davon, daß Zuchthaus an die Stelle des Gefängnisses
tritt , was aber bei unserer Art der Strafvollstreckung fast be¬
deutungslos ist , nirgends erhöht worden .) Dagegen waren für
die Competenz der Polizeigerichte neue Grundsätze aufzustellen.
Durch die Gesetzgebung von 1868 war ihnen die Zuständigkeit
überwiesen:



1 . über sämmtliche Beleidigungen;
2 . über die geringeren Fälle der Mißhandlungen und Sack¬

beschädigungen dadurch , daß dieselben als Übertretungen
charakterisirt wurden;

3 . über die Veranstaltung unerlaubter Lotterien dadurch , daß
diese That ganz den Uebcrtretungen zugezähtt wurde , und

4 . endlich über einige andere Vergehen , welche durch das
neue Strafgesetzbuch nur noch als Uebcrtretungen auf-
gesaßt sind und daher von selbst in dieser Competenz
verbleiben.

Dem Bundesstrafgesetzbuch gegenüber war nug die Landes¬
gesetzgebung nicht mehr befugt , denjenigen strafbaren Handlungen,
welche das Erster « als Vergehen kennzeichnet , ganz oder doch für
die geringfügigeren Fälle den Charakter einer Uebertretung bei¬
zulegen ; man konnte also nur durch prozeßua lisch? Bestim¬
mungen helfen . Aber auch gegen alle Vorschläge , um mittelst
bloß prozeßualischer Vorschriften die geringeren Fälle , besonders
der Beleidigungen , Vermögensbeschädigungen und Mißhandlungen,
für die Polizeigerickte auszuscheiden , erhoben sich schließlich so
ernste , theils theoretische , iheüs praktische Bedenken , daß schließlich
nur der Ausweg übrig blieb , diejenigen Vergehen , welche hierzu
geeignet gehalten werden dürsten , ganz der Aburtheilung durch
die Polizeigerichte zu unterwerfen , während die übrigen ganz bei
den Strafgerichten zu verbleiben hatten . Demnach sind die Polizei-
gerichte competent geworden für die Vergehen der Beleidigung,
der Sachbeschädigung , der Veranstaltung unerlaubter Lotterien,
und außerdem für die nicht gewerbsmäßigen Jagd - und Fischerei-
Vergehen , welche letztere bisher bei uns nur als Uebcrtretungen
galten ; dagegen kommen alle Mißhandlungen an die Strafgerichte.
Die Polizeigerichte haben hiermit eine Strafgewalt bis zu 2,
selbst 3 Jahren , bez . bis zu 1000 Thlr . Geldstrafe , allein man
durste sich um so eher entschließen , ihnen dieselbe einzuräumen,
als die aus diesen Categorien bei uns vorkommenden Fälle durch¬
weg von verhältnißmäßig geringerer Strafbarkeit sind und auch
von den Schöffengerichten «ine Neigung zu besonders harter Be¬
strafung am wenigsten zu erwarten ist . Dagegen durften die
sämmtlichcn Mißhandlungen des § 223 ihnen nicht wohl
zugewiesen werden , weil hierzu bei einem Strafmaß bis zu 3
Jahren auch die schwereren Fälle nicht sehr selten sind , und
außerdem auch das Strafverfahren wegen der Mißhandlungen in
Zukunft dadurch noch verwickelter werden kann , daß der Beschä¬
digte stets einen Antrag auf Zuerkennung einer Privatbuße stellen
darf . Jndeß giebt der neue Artikel 16 tz 2 noch Gelegenheit , in
Betreff derjenigen leichten Mißhandlungen , welche dem Charakter
einer bloßen thätlichen Beleidigung nahe stehen , die Verhand¬
lung und Aburtheilung durch das Polizeigericht erfolgen zu lassen.

(Oldenb . Zeitung .)
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Hinsichtlich - er Verweisungen in die Zwangs¬
arbeitsanstalt nach dem neuen Strafgefetzbuche
hat das Großherzogliche Staatsministerium unterm 23 . v. M.
folgende generelle Verfügung erlassen:

Der Artikel 114 des Strafgesetzbuchs von 1858 . welcher es
zum Ermessen der Provinzial - Regierung verstellte.
Personen, die gemäß einer der Strafbestimmungen in den Art.
111 — > 13 (Landstreicherei. quälificirte Bettelei , Arbeitsscheu) da¬
selbst verurthcilt worden , in die Zwangsarbeits - Anstalt zu ver¬
weisen , verliert mit dem 1 . k. M . , an welchem Tage das Bundes-
Strafgesetzbuch in Kraft tritt, seine Gültigkeit und wird durch
den Z 362 des letzteren nur insofern ersetzt , als hiernach eine
Verweisung der im tz 361 Nr. 3—8 bezeichnten Personen —
derselben, welche in jenen Art . Iti - 113 charakterisirt sind , unter
Hinzufügung der (wegen gewerbsmäßiger Unzucht) unter die
Strafbestimmung des Art. >39 des Oldenburgischen Strafgesetz¬
buchs fallenden Frauenzimmer — in ein Arbeitshaus (Zwangs¬
arbeits -Anstalt ) nur dann von der Landes- (d . h . höheren)
Polizeibehörde verfügt werden darf, wenn im Strafurthcile zugleich
ausgesprochen ist , daß die verurtheilte Person nach verbüßter
Strafe der Landespolizeibehörde zu überweisen sei.

Hiernach hängt also künftig die Thunlichkeit einer Verwei¬
sung von Personen der fraglichen Art in die Zwangsarbeits-
Anstalt von jenem Ausspruche unserer Polizeigerichte ab , und er¬
scheint es deshalb wegen der Wichtigkeit, welche der Art . 114
unseres Strafgesetzbuchs für die Wirksamkeit des Gesetzes über die
Zwangsarbeits -Anstalt gehabt hat , im Interesse der öffent¬
lichen Ordnung und Sittlichkeit für die Administrativ-
Polizei geboten, thunlichst dahin zu wirken , daß die Polizeigerichte
in allen geeigneten Fällen die Frage erwägen , ob die einer Ueber-
tretung nach § 36 > Nr. 3 — 8 schuldig befundene Person der
Landes -Polizeibehörde zu überweisen sei.

Die Grvßherzoglichen Verwaltungs-Aemter und die Stadt¬
magistrate der Städte erster Claffe werden daher hiemit veran¬
laßt , die Polizeianwälte aufzufordern , von jedem Falle der
Beantragung eines Strafverfahrens wegen Uebcrtretung einer
Bestimmung des § 361 Nr . 3—8 des Strafgesetzbuchs Mit¬
theilung zu machen , und dieselben dann , falls die beschuldigte
Person nach dem Erachten des Verwaltungsamts (Stadtmagistrats)
zur Verweisung in die Zwangsarbeits -Anstalt sich qualificirt, hierauf
mit dem Bemerken aufmerksam zu machen , Laß es im öffentlichen
Interesse wünschenswerth sei , daß vom Polizeianwalte bei der
gerichtlichen Verhandlung auf das fragliche Erkenntniß an ge¬
tragen werde.

Verantwortlicher Redacteur : A . Ahlhorn.
Druck und Verlag von Gerhard Stallin g in Oldenburg.
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